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Artikel 11)

Änderung des 
Hessischen Besoldungsgesetzes

Das Hessische Besoldungsgesetz vom
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 16. De-
zember 2015 (GVBl. S. 594), wird wie
folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der
Angabe „§ 54 Sonderzuschläge zur Si-
cherung der Funktions- und Wettbe-
werbsfähigkeit“ die Angabe „§ 54a
Zuschlag bei Hinausschieben des Ein-
tritts in den Ruhestand“ eingefügt.

2. § 16 Abs. 2 und 3 werden wie folgt ge-
fasst:

„(2) Ab 1. Juli 2016 erhöhen sich
um 1 Prozent

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen,

4. die allgemeine Stellenzulage nach
der Vorbemerkung Nr. 13 der Anla-
ge I und

5. in den Fällen des § 71 die Monats-
beträge der Anlage 1 des Hessi-
schen Besoldungs- und Versor-
gungsüberleitungsgesetzes vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 346,
508), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Juli 2016 (GVBl. S. 110).

Die Erhöhungen nach Satz 1 Nr. 1 und
5 betragen jeweils mindestens 35 Euro.

(3) Ab 1. Juli 2016 erhöhen sich die
Anwärtergrundbeträge um 50 Euro.“

3. Die Anlagen IV bis VIII erhalten die
aus den Anhängen 1 bis 5 ersichtliche
Fassung.

4. Nach § 54 wird als § 54a eingefügt:

„§ 54a

Zuschlag bei Hinausschieben 
des Eintritts in den Ruhestand

(1) Bei einem Hinausschieben des
Eintritts in den Ruhestand nach § 34
Abs. 1 und § 112 Abs. 6, jeweils auch
in Verbindung mit § 113 Satz 1 und 
§ 114 des Hessischen Beamtengeset-
zes, wird ein Zuschlag gewährt. Der
Zuschlag beträgt 10 Prozent des
Grundgehalts zuzüglich Amtszulage
und ist nicht ruhegehaltfähig. Er wird
gewährt ab Beginn des Kalendermo-
nats, der auf den Zeitpunkt des Errei-
chens der Altersgrenze folgt.

(2) Bei einer Teilzeitbeschäftigung
während des Hinausschiebens des
Eintritts in den Ruhestand ist auf den
Zuschlag nach Abs. 1 § 6 Abs. 1 anzu-
wenden. Zusätzlich wird ein nicht ru-
hegehaltfähiger Zuschlag gewährt,
dessen Bemessungsgrundlage das Ru-
hegehalt ist, das bei Eintritt in den Ru-
hestand wegen Erreichens der Alters-
grenze zugestanden hätte. Die Höhe
des Zuschlags entspricht dem Teil des
erdienten Ruhegehalts, der sich aus
dem Verhältnis der Freistellung zur re-
gelmäßigen Arbeitszeit ergibt.

(3) Berechtigt nach Abs. 1 und 2
sind Beamtinnen und Beamte in Besol-
dungsgruppen der Besoldungsordnun-
gen mit aufsteigenden Gehältern. Der
Zuschlag nach Abs. 1 wird frühestens
ab dem 1. Juli 2016 und längstens bis
zum 30. Juni 2021 gewährt.“

Artikel 22)

Änderung des Hessischen Besoldungs-
und Versorgungsüberleitungsgesetzes

Das Hessische Besoldungs- und Ver-
sorgungsüberleitungsgesetz vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218, 346, 508), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 16. Dezember
2015 (GVBl. S. 594), wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 4 wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) In den Fällen der Zuordnung
zu der Überleitungsstufe 1 zu der Stu -
fe 1 wird bei einer Dienstzeit bis zu 23
Monaten die zugehörige Stufe 1 des
Grundgehalts spätestens nach zwei
Jahren erreicht. Die Zeit für den Auf-
stieg in die Stufe 1 verkürzt sich um je-
den vollen Monat der zurückgelegten
Dienstzeit entsprechend. Bei einer
Dienstzeit von 24 Monaten wird die
zugehörige Stufe 1 am 1. März 2014
erreicht. Überschreitet die Dienstzeit
24 Monate, werden die über 24 Mona-
te hinausgehenden Monate auf die
maßgebende Erfahrungszeit der nächst-
höheren Stufe angerechnet. Satz 1 
bis 3 ist in den Fällen des Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass anstelle der Stufe 1 die Stufe 2 er-
reicht wird. Dienstzeit im Sinne des
Satz 1 bis 4 ist die im Beamtenverhält-
nis auf Probe bis zum 28. Februar 2014
zurückgelegte Dienstzeit. Die Zeiten
nach Satz 1 bis 4 werden auf volle Mo-
nate aufgerundet.“

2. Die Anlage 1 erhält die aus Anhang 6
ersichtliche Fassung.
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1) Ändert FFN 323-153
2) Ändert FFN 323-154
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Artikel 33)

Hessisches Versorgungsanpassungs-
gesetz 2016 (HVAnpG 2016)

§ 1

Anpassung der Versorgung

(1) Bei den versorgungsberechtigten
Personen im Anwendungsbereich des
Hessischen Beamtenversorgungsgesetzes
vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 312), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli
2016 (GVBl. S. 110), gelten die Erhöhun-
gen nach § 16 Abs. 2 und § 75 des Hessi-
schen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 14. Juli 2016
(GVBl. S. 110), für die dort genannten Be-
zügebestandteile entsprechend, sofern sie
Grundlage der Versorgung sind. Die Er-
höhungen nach Satz 1 gelten entspre-
chend für andere versorgungswirksame
Bezügebestandteile, soweit für diese die
Teilnahme an den regelmäßigen Bezüge-
anpassungen nicht eingeschränkt oder
ausgeschlossen ist.

(2) Versorgungsbezüge, die in festen
Beträgen festgesetzt sind, werden ab 
1. Juli 2016 um 0,9 Prozent erhöht.

§ 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2016 außer Kraft.

Artikel 44)

Änderung der Hessischen 
Mehrarbeitsvergütungsverordnung

§ 4 der Hessischen Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung in der Fassung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494) in der
am 31. August 2006 geltenden Fassung,
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. November 2013 (GVBl. S. 578), wird
wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe „11,73“
durch „11,85“, die Angabe „13,84“
durch „13,98“, die Angabe „19,01“
durch „19,20“ und die Angabe „26,21“
durch „26,47“ ersetzt.

2. Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 ist die Angabe „17,69“
durch „17,87“ zu ersetzen.

b) In Nr. 2 ist die Angabe „21,93“
durch „22,15“ zu ersetzen.

c) In Nr. 3 ist die Angabe „26,02“
durch „26,28“ zu ersetzen.

d) In Nr. 4 und 5 ist jeweils die Anga-
be „30,40“ durch „30,70“ zu erset-
zen.

Artikel 55)

Änderung des Hessischen 
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Hessische Beamtenversorgungs-
gesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218,
312), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Dezember 2015 (GVBl. S. 594), wird
wie folgt geändert:

1. § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „84,21“
durch „85,05“ und die Angabe
„89,48“ durch „90,37“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „5,26“
durch „5,31“ und die Angabe
„10,53“ durch „10,64“ ersetzt.

c) In Satz 3 wird die Angabe „52“
durch „53“ ersetzt.

2. In § 57 Abs. 4 Satz 2 werden nach der
Angabe „(§ 40)“ ein Komma und die
Angabe „Leistungsanreize im öffentli-
chen Dienst im Sinne der § 28 Abs. 4
und § 46 Abs. 1 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes und vergleichbare tarif-
liche Leistungen im öffentlichen
Dienst“ eingefügt.

3. In § 59 Abs. 3 Satz 6 wird die Angabe
„6“ durch „5“ ersetzt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 treten

1. Art. 2 Nr. 1 und Art. 5 Nr. 3 mit Wir-
kung vom 1. März 2014,

2. Art. 5 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. Januar
2015,

3. Art. 4 mit Wirkung vom 1. Juli 2016

in Kraft.
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3) FFN 323-164
4) Ändert FFN 323-159
5) Ändert FFN 320-199

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 14. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B e u t h
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Artikel 11)

Änderung des Gesetzes zur Errichtung
der Informationstechnik-Stelle der 
hessischen Justiz (IT-Stelle) und zur 

Regelung justizorganisatorischer
Angelegenheiten

Das Gesetz zur Errichtung der Infor-
mationstechnik-Stelle der hessischen Jus-
tiz (IT-Stelle) und zur Regelung justizor-
ganisatorischer Angelegenheiten vom 
16. Dezember 2011 (GVBl. I S. 778) wird
wie folgt geändert:

1. In § 2 Satz 1 wird die Angabe „geän-
dert durch Gesetz vom 16. Dezember
2011 (GVBl. I S. 778)“ durch „zuletzt
geändert durch Gesetz vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218)“ ersetzt.

2. In § 8 Satz 2 wird die Angabe „2016“
durch „2021“ ersetzt.

Artikel 22)

Änderung des Hessischen Gesetzes
zur Ausführung der 

Verwaltungsgerichtsordnung

In Nr. 10.4 der Anlage des Hessischen
Gesetzes zur Ausführung der Verwal-
tungsgerichtsordnung in der Fassung vom
27. Oktober 1997 (GVBl. I S. 381), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 28. Septem-
ber 2015 (GVBl. S. 346), wird die Angabe
„30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449), und“
durch „19. Februar 2016 (BGBl. I S. 254),
in der jeweils geltenden Fassung und“
und die Angabe „30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2449);“ durch „21. Dezember 2015
(BGBl. I S. 2517), in der jeweils geltenden
Fassung;“ ersetzt.

Artikel 33)

Änderung des 
Hessischen Richtergesetzes

§ 14 des Hessischen Richtergesetzes in
der Fassung vom 11. März 1991 (GVBl. I
S. 54), zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. Dezember 2015 (GVBl. S. 606), wird
wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Satz 1 werden nach der An-
gabe „(GVBl. I S. 397)“ ein Komma
und die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. Dezember 2015
(GVBl. S. 594)“ eingefügt.

2. Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Abs. 1 gilt nicht für Mitglieder
des Richterwahlausschusses, die Mit-
glieder des Landtags sind.“

3. Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

Artikel 44)

Änderung des EGBGB-
Zuständigkeitsbestimmungsgesetzes

Das EGBGB-Zuständigkeitsbestim-
mungsgesetz vom 28. März 2012 (GVBl.
S. 50, 56) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird die Angabe „27. Juli 2011
(BGBl. I S. 1600, 1942)“ durch 
„11. März 2016 (BGBl. I S. 396)“ er-
setzt.

2. § 2 Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 55)

Änderung des Hessischen
Datenschutzgesetzes

Das Hessische Datenschutzgesetz in
der Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I
S. 98), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Dezember 2015 (GVBl. S. 594), wird
wie folgt geändert:

1. § 24 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „14. Au-
gust 2009 (BGBl. I S. 2814)“ durch
„25. Februar 2015 (BGBl. I S. 162)“
ersetzt.

b) In Nr. 2 Buchst. b wird die Angabe
„31. Mai 2010 (BGBl. I S. 692)“
durch „17. Juli 2015 (BGBl. I 
S. 1324)“ ersetzt.

2. In § 42 Satz 2 wird die Angabe 
„22. Dezember 2010 (BGBl. I. S. 2248)“
durch „21. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2490)“ ersetzt.

3. In § 44 Satz 2 wird die Angabe „2016“
durch „2018“ ersetzt.

Artikel 66)

Änderung des Eigenbetriebsgesetzes

In § 34 des Eigenbetriebsgesetzes in
der Fassung vom 9. Juni 1989 (GVBl. I 
S. 154), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 16. Dezember 2011 (GVBl. I S. 786),
wird die Angabe „2016“ durch „2024“ er-
setzt.

Artikel 77)

Änderung des Hessischen
Landesplanungsgesetzes

In § 15 Abs. 4 Satz 5 des Hessischen
Landesplanungsgesetzes vom 12. Dezem-
ber 2012 (GVBl. S. 590) wird die Angabe
„2,5“ durch „3“ ersetzt.

Artikel 88)

Änderung des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum

Berufsbildungsgesetz

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Berufsbildungsgesetz vom 18. Dezember

1) Ändert FFN 210-99
2) Ändert FFN 212-5
3) Ändert FFN 22-5
4) Ändert FFN 230-7
5) Ändert FFN 300-28
6) Ändert FFN 331-6
7) Ändert FFN 360-19
8) Ändert FFN 73-25

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Zehntes Gesetz
zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung von Rechtsvorschriften

Vom 14. Juli 2016
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2006 (GVBl. I S. 690), geändert durch Ge-
setz vom 16. September 2011 (GVBl. I 
S. 402), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 werden die Wörter „Die Ministe-
rin oder der Minister des Innern und
für Sport“ durch „Die für die Durch-
führung des Berufsbildungsgesetzes
im öffentlichen Dienst zuständige Mi-
nisterin oder der hierfür zuständige
Minister“ und die Angabe „Gesetz

vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160)“
durch „Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

2. § 2 Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 14. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r d e r  J u s t i z  

K ü h n e - H ö r m a n n

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  

Ve r k e h r  u n d  
L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r
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Aufgrund

1. des § 7 Abs. 2 und § 7b Abs. 4 Nr. 1
des Energieeinsparungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 
1. September 2005 (BGBl. I S. 2684),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Juli 2013 (BGBl. I S. 2197),

2. des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622),

3. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706),

verordnet die Landesregierung, soweit
der Ingenieurkammer Hessen Aufgaben
als Kontrollstelle nach § 26d der Energie-
einsparverordnung vom 24. Juli 2007
(BGBl. I S. 1519), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 24. Oktober 2015 (BGBl. I
S. 1789), übertragen werden, nach Erörte-
rung mit dem Vorstand der Ingenieur-
kammer,

4. des § 6 Nr. 1 des EAH-Gesetzes vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 716,
717), geändert durch Gesetz vom 
28. September 2014 (GVBl. S. 218),

verordnet der Minister für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Landesentwick-
lung:

Artikel 11) 

Änderung der Heizkosten- und 
Energieverfahrensverordnung

Die Heizkosten- und Energieverfah-
rensverordnung vom 3. Februar 2009
(GVBl. I S. 30, 38), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 3. November 2014
(GVBl. S. 269), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „18. No-
vember 2013 (BGBl. I S. 3951)“
durch „24. Oktober 2015 (BGBl. I 
S. 1789)“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem
Wort „Fassung“ die Wörter „der
Bekanntmachung“ eingefügt und
die Angabe „13. Dezember 2012
(GVBl. S. 622)“ durch „30. Novem-
ber 2015 (GVBl. S. 457)“ ersetzt.

c) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Zuständige Kontrollstellen
für die Überprüfung der Stichpro-

ben von Energieausweisen nach 
§ 26d Abs. 4 Nr. 2 und 3 (Prüfstu-
fe 2 und 3) und von Inspektions-
berichten über Klimaanlagen nach
§ 26d Abs. 1 der Energieeinspar-
verordnung sind die Ingenieur-
kammer Hessen und die Architek-
ten- und Stadtplanerkammer Hes-
sen. Sie nehmen die Überprüfung
der Stichproben nach Maßgabe 
der obersten Bauaufsichtsbehörde
wahr. Die Kammern können zur Er-
füllung ihrer Aufgaben Sachver-
ständige heranziehen.“

2. Dem § 4 wird folgender Satz angefügt:

„§ 2 Abs. 4 tritt mit Ablauf des 29. Feb-
ruar 2020 außer Kraft.“

Artikel 22)

Änderung der 
Hessischen Eichdirektions-Verordnung

Die Hessische Eichdirektions-Verord-
nung vom 5. Oktober 2011 (GVBl. I S. 661),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. November 2014 (GVBl. S. 294), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Hessische Eichdirektion ist
zuständige Behörde für

1. die Durchführung

a) des Mess- und Eichgesetzes
vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2722, 2723), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 11. April
2016 (BGBl. I S. 718),

b) des Einheiten- und Zeitgeset-
zes,

c) des Energieverbrauchsrelevan-
te-Produkte-Gesetzes vom 
27. Fe bruar 2008 (BGBl. I 
S. 258), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474),

d) der Marktüberwachung nach
dem Textilkennzeichnungsge-
setz vom 15. Februar 2016
(BGBl. I S. 198),

e) der Marktüberwachung nach
Kapitel III Abschnitt 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 765/2008 des
Europäischen Parlaments und
des Rates vom 9. Juli 2008 über
die Vorschriften für die Akkre-
ditierung und Marktüberwa-
chung im Zusammenhang mit
der Vermarktung von Produk-
ten und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 339/93
des Rates (ABl. EU Nr. L 218 
S. 30) in Verbindung mit dem

1) Ändert FFN 514-7
2) Ändert FFN 514-8

Verordnung 
zur Änderung der Heizkosten- und Energieverfahrensverordnung

und der Hessischen Eichdirektions-Verordnung

Vom 11. Juli 2016
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Kristallglaskennzeichnungsge-
setz vom 25. Juni 1971 (BGBl. I
S. 857), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474),

f) des Energieverbrauchskennzeich-
nungsgesetzes vom 10. Mai
2012 (BGBl. I S. 1070), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 
10. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2194), und der die Sachberei-
che des Energieverbrauchs-
kennzeichnungsgesetzes be-
treffenden Verordnungen der
Europäischen Union,

g) der aufgrund der in Buchst. a
bis c und f genannten Gesetze
erlassenen Rechtsverordnun-
gen, soweit dort nichts anderes
bestimmt ist,

2. die Überwachung der Einhaltung
von unmittelbar geltenden Rechts-
akten der Europäischen Union auf
dem Gebiet des Mess- und Eichwe-
sens, der umweltgerechten Gestal-
tung und Kennzeichnung energie-
verbrauchsrelevanter Produkte und
der Textilkennzeichnung.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. auf staatliche Anerken-
nung einer Prüfstelle nach
§ 42 der Mess- und Eich-
verordnung vom 11. De-
zember 2014 (BGBl. I 
S. 2010, 2011), geändert
durch Verordnung vom 
22. Juni 2016 (BGBl. I 
S. 1478), und“

bb) In Nr. 2 wird das Wort „Ener-
giebetriebene“ durch „Ener-
gieverbrauchsrelevante“ er-
setzt.

cc) Die Angabe „§ 1 Satz 1 Nr. 1
und 3“ wird durch „§ 1 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a und c“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „den 
§§ 64a, 66 Abs. 1 und § 72 Abs. 1
der Eichordnung“ durch „§ 54 
Abs. 1 Mess- und Eichverordnung“
ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „26“
durch „27“ ersetzt.

b) In Nr. 6 wird die Angabe „Gesetz
vom 10. Mai 2012 (BGBl. I S. 1070)“
durch „Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

c) Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8. § 12 des Textilkennzeichnungs-
gesetzes,“

d) In Nr. 9 wird die Angabe „vom 
25. Juni 1971 (BGBl. I S. 857), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482),“ ge-
strichen.

e) In Nr. 10 wird die Angabe „Gesetz
vom 25. April 2007 (BGBl. I S. 594)“
durch „Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 11. Juli 2016

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  Ve r k e h r
u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r
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Aufgrund des § 56a Abs. 2 des Hessi-
schen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 16. Dezember
2015 (GVBl. S. 594), verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport:

Artikel 11)

Hessische Verordnung über die 
Gewährung einer Vergütung für Mehr-
arbeit der Polizeivollzugsbeamtinnen

und Polizeivollzugsbeamten
(Hessische Polizeimehrarbeits-

vergütungsverordnung – HPolMVergV)

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Ge-
währung von Mehrarbeitsvergütung für
die Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamten im Geltungsbereich
des Hessischen Beamtengesetzes.

(2) Auf die von Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamten an der
Hessischen Hochschule für Polizei und
Verwaltung geleistete Mehrarbeit findet
die Hessische Mehrarbeitsvergütungsver-
ordnung in der Fassung vom 3. Dezember
1998 (BGBl. I S. 3494) in der am 31. Au-
gust 2006 geltenden Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. November
2013 (GVBl. S. 578), Anwendung.

§ 2

Voraussetzungen

(1) Die Mehrarbeitsvergütung kann
nur gewährt werden, wenn die Mehrar-
beit

1. dienstlich angeordnet oder genehmigt
worden ist,

2. die sich aus der regelmäßigen Arbeits-
zeit ergebende jeweilige monatliche
Arbeitszeit oder, soweit die Polizeivoll-
zugsbeamtin oder der Polizeivollzugs-
beamte nur während eines Teils eines
Kalendermonats Dienst leistet, die an-
teilige monatliche Arbeitszeit im Ka-
lendermonat übersteigt und

3. aus zwingenden dienstlichen Gründen
nicht durch entsprechende Dienstbe-
freiung innerhalb von zwölf Monaten
ausgeglichen werden kann.

Abweichend von Satz 1 Nr. 3 kann Mehr-
arbeitsvergütung bereits vor Ablauf von
zwölf Monaten nach Ableistung der
Mehrarbeit gewährt werden, wenn schon
bei ihrer Anordnung oder Genehmigung
anzunehmen ist, dass sie nicht durch
Dienstbefreiung ausgeglichen werden
kann.

(2) Sofern aufgrund eines Bereit-
schaftsdienstes oder aufgrund der nach 

§ 7 Abs. 2 Satz 2 der Hessischen Polizei-
arbeitszeitverordnung vom 11. Dezember
2009 (GVBl. I S. 749), geändert durch Ver-
ordnung vom 21. Februar 2013 (GVBl. 
S. 89), auszugleichenden Rufbereitschaft
die regelmäßige Arbeitszeit überschritten
wird, können diese Zeiten entsprechend
Abs. 1 vergütet werden.

§ 3

Höchstgrenze

Von den in einem Kalenderjahr ange-
fallenen Mehrarbeitsstunden dürfen
höchstens bis zu 416 Stunden unter Be-
rücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 2 der
Hessischen Polizeiarbeitszeitverordnung
ergebenden Grenzen hinsichtlich der
höchstzulässigen Arbeitszeit vergütet
werden. Die über die in Satz 1 vorgesehe-
ne Höchstgrenze hinausgehenden Mehr-
arbeitsstunden können ausnahmsweise
vergütet werden, sofern die Arbeitszeit
aufgrund einer Regelung nach § 2 Abs. 3
der Hessischen Polizeiarbeitszeitverord-
nung in einem Bezugszeitraum von zwölf
Monaten im Durchschnitt mehr als 48
Stunden im Siebentageszeitraum beträgt.

§ 4

Allgemeine Regelungen

(1) Als Mehrarbeitsstunde gilt eine
Zeitstunde.

(2) Ergibt sich bei der monatlichen
Mehrarbeitsstundenberechnung ein
Bruchteil einer Stunde, so werden 30 Mi-
nuten und mehr auf eine volle Stunde
aufgerundet, weniger als 30 Minuten
bleiben unberücksichtigt.

(3) Eine Mehrarbeitsvergütung wird
nicht gewährt neben Auslandsdienstbe-
zügen nach § 57 Abs. 1 des Hessischen
Besoldungsgesetzes und einem Auslands-
verwendungszuschlag nach § 57 Abs. 2
des Hessischen Besoldungsgesetzes.

§ 5

Höhe der Mehrarbeitsvergütung

(1) Die Mehrarbeitsvergütung beträgt
je Stunde bei Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamten

1. in den Besoldungsgruppen

a) A 7 bis A 8       13,84 Euro,

b) A 9 bis A 12     19,01 Euro,

2. in den Besoldungsgruppen A 13 bis 
A 16 und der Besoldungsordnung B
26,21 Euro.

Maßgeblich ist die Besoldungsgruppe
zum Zeitpunkt der geleisteten Mehrar-
beit.

(2) Teilzeitbeschäftigte Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte1) FFN 323-165

Verordnung 
zur Änderung der Mehrarbeitsvergütung im Polizeivollzugsdienst

Vom 6. Juli 2016
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erhalten bis zum Erreichen der regelmä-
ßigen Arbeitszeit der entsprechend voll-
zeitbeschäftigten Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamten für je-
de volle zusätzliche Stunde die anteilige
Besoldung in Höhe des auf eine Stunde
entfallenden Anteils der Besoldung von
entsprechend vollzeitbeschäftigten Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten. Mehrarbeit, die über die
regelmäßige Arbeitszeit von entspre-
chend vollzeitbeschäftigten Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amten hinausgeht, wird nach Abs. 1 ver-
gütet.

(3) Zur Ermittlung der auf eine Stunde
entfallenden anteiligen Besoldung ist der
Monatsbetrag der Besoldung der entspre-
chend vollzeitbeschäftigten Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amten durch das 4,348-fache der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der
entsprechend vollzeitbeschäftigten Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten zu teilen. Die vermögens-
wirksamen Leistungen nach § 1 Abs. 3
Nr. 3 des Hessischen Besoldungsgesetzes
zählen nicht zur Besoldung im Sinne des
Satz 1. Bei der Ermittlung nach Satz 1
werden nur Dienstbezüge und sonstige
Bezüge mit Ausnahme von vermögens-
wirksamen Leistungen berücksichtigt, die
der anteiligen Kürzung nach § 6 Abs. 1
des Hessischen Besoldungsgesetzes un-
terliegen.

§ 6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2016 in Kraft.

Artikel 22)

Änderung der Hessischen 
Mehrarbeitsvergütungsverordnung

§ 2 der Hessischen Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung in der Fassung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494) in der
am 31. August 2006 geltenden Fassung,
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. November 2013 (GVBl. S. 578), wird
wie folgt geändert:

1. Abs. 1 Nr. 4 wird aufgehoben.

2. In Abs. 2 werden nach dem Wort „Be-
reichen“ die Wörter „mit Ausnahme
des Polizeivollzugsdienstes“ eingefügt.

3. Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort
„sind,“ die Wörter „mit Ausnahme
des Polizeivollzugsdienstes“ einge-
fügt.

b) In Satz 3 werden nach der Angabe
„A 8“ die Wörter „mit Ausnahme
des Polizeivollzugsdienstes“ einge-
fügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2016 in Kraft.

2) Ändert FFN 323-159

Wiesbaden, den 6. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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Aufgrund

1. des § 22 Abs. 3 Satz 1 des Hessischen
Reisekostengesetzes vom 9. Oktober
2009 (GVBl. I S. 397), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. Dezember 2015
(GVBl. S. 594),

2. des § 14 des Hessischen Umzugskos-
tengesetzes vom 26. Oktober 1993
(GVBl. I S. 464), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl.
S. 318),

3. des § 54 Abs. 3 Satz 2 des Beamtensta-
tusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I
S. 1010), geändert durch Gesetz vom 
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160),

verordnet der Kultusminister:

Artikel 1

§ 13 der Verordnung über Zuständig-
keiten in beamtenrechtlichen Personalan-
gelegenheiten im Geschäftsbereich des
Kultusministeriums vom 10. April 2015
(GVBl. S. 182) wird wie folgt gefasst:

„§ 13

Der Hessischen Bezügestelle werden
für die Bediensteten des Geschäftsbe-
reichs des Kultusministeriums folgende
Befugnisse übertragen:

1. Reisekosten nach dem Hessischen Rei-
sekostengesetz zu erstatten,

2. Umzugskostenvergütung zu gewähren
und die in § 14 Nr. 2 bis 4 des Hessi-
schen Umzugskostengesetzes genann-
ten Entscheidungen zu treffen,

3. Trennungsgeld zu bewilligen und zu
gewähren,

4. über Widersprüche gegen Entschei-
dungen nach Nr. 1 bis 3 zu befinden.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 15. Juni 2016 in Kraft.

*) Ändert FFN 320-203

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten in beamtenrechtlichen 

Personalangelegenheiten im Geschäftsbereich des Kultusministeriums*)

Vom 13. Juli 2016

Wiesbaden, den 13. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r

P r o f .  D r.  L o r z
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Aufgrund

1. des § 4 Abs. 6 des Börsengesetzes vom
16. Juli 2007 (BGBl. I S. 1330, 1351),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2016 (BGBl. I S. 1514), in Ver-
bindung mit § 17 Nr. 1 der Delegati-
onsverordnung vom 12. Dezember
2007 (GVBl. I S. 859), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 16. Dezember
2015 (GVBl. S. 594),

2. des § 13 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Bör-
sengesetzes in Verbindung mit § 17 
Nr. 3 der Delegationsverordnung und

3. des § 22 Abs. 1 Satz 1 und 3 des Bör-
sengesetzes in Verbindung mit § 17 
Nr. 4 der Delegationsverordnung

verordnet der Minister für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Landesentwick-
lung, soweit die Verordnung Vorschriften
im Sinne des § 13 Abs. 4 Satz 1 des Bör-
sengesetzes enthält, nach Anhörung des
Börsenrates der Frankfurter Wertpapier-
börse und des Börsenrates der Eurex
Deutschland:

Artikel 1

Die Börsenverordnung vom 16. De-
zember 2008 (GVBl. I S. 1061), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 12. März
2013 (GVBl. S. 128), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a Doppel-
buchst. bb wird wie folgt gefasst:

„bb) wegen eines Verstoßes gegen

aaa) das Kreditwesengesetz in
der Fassung vom 9. Septem-
ber 1998 (BGBl. I S. 2776),
zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. Juni 2016
(BGBl. I S. 1514),

bbb) das Wertpapierhandelsge-
setz in der Fassung vom 
9. September 1998 (BGBl. I
S. 2708), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 30. Juni
2016 (BGBl. I S. 1514),

ccc) das Börsengesetz,

ddd)  das Depotgesetz in der Fas-
sung vom 11. Januar 1995
(BGBl. I S. 34), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung
vom 30. Juni 2016 (BGBl. I 
S. 1514),

eee) das Geldwäschegesetz vom
13. August 2008 (BGBl. I 
S. 1690), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 11. April
2016 (BGBl. I S. 720), oder

fff) das Kapitalanlagegesetz-
buch vom 4. Juli 2013
(BGBl. I S. 1981), zuletzt
geändert durch Gesetz
vom 30. Juni 2016 (BGBl.
I S. 1514),

in den jeweils geltenden Fas-
sungen oder“

2. In § 4 Nr. 2 wird das Wort „Kapitalan-
lagegesellschaften“ durch „Kapitalver-
waltungsgesellschaften“ ersetzt.

3. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2751)“
durch „10. Mai 2016 (BGBl. I S. 1142)“
ersetzt.

4. In § 20 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe
„Satz 3“ durch „Satz 2“ ersetzt.

5. In § 23 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem
Wort „Fassung“ die Wörter „der Be-
kanntmachung“ eingefügt und die An-
gabe „6. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2515)“ durch „Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)“ er-
setzt.

6. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 3 werden folgende Sätze
angefügt:

„Werden Verfahren zur gemeinsa-
men Verhandlung und Entschei-
dung verbunden, wird das Verfah-
ren unter dem älteren Verfahren
fortgesetzt mit den für dieses Ver-
fahren bestimmten beisitzenden
Mitgliedern. Die Heranziehung der
beisitzenden Mitglieder des jünge-
ren Verfahrens endet. Die Akten
des jüngeren Verfahrens werden
als Beiakten mit dem weiterzufüh-
renden Verfahren geführt. Bei einer
Trennung von Verfahren kann das
vorsitzende Mitglied für das abge-
trennte Verfahren dieselben beisit-
zenden Mitglieder bestimmen.“

b) In Abs. 4 werden nach Satz 2 fol-
gende Sätze eingefügt:

„Der Verhinderungsfall bedarf der
unverzüglichen Anzeige durch das
vorsitzende Mitglied bei der Bör-
sengeschäftsführung. Unterbleibt
die Anzeige binnen vier Wochen
trotz Verhinderung, stellt die Bör-
senaufsichtsbehörde den Verhinde-
rungsfall verbindlich fest.“

7. § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25

Einleitung des Sanktionsverfahrens

Die Börsengeschäftsführung oder
die Börsenaufsichtsbehörde leitet das
Sanktionsverfahren mit der Abgabe ei-
nes Verfahrens an den Sanktionsaus-
schuss ein. Der Inhalt der Abgabever-
fügung bestimmt die Beteiligten und
den Gegenstand des Sanktionsverfah-*) Ändert FFN 54-54

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Börsenverordnung*)

Vom 13. Juli 2016
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rens. Ein Verfahren kann mehrere Ver-
stöße im Sinne des § 22 Abs. 2 des Bör-
sengesetzes zum Gegenstand haben.
Die Börsengeschäftsführung oder die
Börsenaufsichtsbehörde kann auch
nach Abgabe an den Sanktionsaus-
schuss das Verfahren nachträglich auf
weitere Personen oder weitere Verstö-
ße im Sinne von § 22 Abs. 2 BörsG er-
strecken. Die Abgabeverfügung soll
folgende Angaben zu den Beteiligten
und den Verstößen enthalten:

1. zustellungsfähige Anschrift der Be-
teiligten,

2. Beteiligung an anderen Sanktions-
verfahren,

3. bei Handelsteilnehmern das Datum
ihrer Zulassung zur Teilnahme am
Börsenhandel,

4. Tatsachen, aus denen sich ein Ver-
stoß gegen börsenrechtliche Vor-
schriften ergibt,

5. sonstige der abgebenden Stelle be-
kannten Tatsachen, die für die Ent-
scheidung in der Sache einschließ-
lich der Art und der Höhe der

Sanktionsmaßnahme bedeutsam
sein können und

6. die börsenrechtlichen Vorschriften,
deren Verletzung Gegenstand der
Abgabeverfügung ist.“

8. In § 30 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe
„30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449)“ durch
„10. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2218)“
ersetzt.

9. In § 32 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe
„vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36),
geändert durch Gesetz vom 9. Juli
2009 (GVBl. I S. 253)“ durch „der Be-
kanntmachung vom 12. Januar 2004
(GVBl. I S. 36), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBl.
S. 622)“ ersetzt.

10. In § 33 wird jeweils die Angabe 
„3. April 2013“ durch „27. Juli 2016“
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 13. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  f ü r  W i r t s c h a f t ,  
E n e r g i e ,  Ve r k e h r  u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r
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Nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes zu dem
Abkommen zur Änderung des Abkom-
mens über die Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik vom 18. Mai 2016
(GVBl. S. 62, 92) wird hiermit bekannt ge-
geben, dass der Staatsvertrag nach sei-
nem § 2 am 1. Juli 2016 in Kraft getreten
ist.

*) FFN Anhang Staatsverträge

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Abkommens zur Änderung des Abkommens über die

Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik*)

Vom 14. Juli 2016

Wiesbaden, den 14. Juli 2016

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r
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Aufgrund von § 5 Abs. 3 Satz 4 und § 6
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 6 und § 9 Abs. 1
Satz 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 Satz 4
des Hessischen Abgeord netengesetzes
(HessAbgG) vom 18. Oktober 1989
(GVBl. I S. 261), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. Juni 2016 (GVBl. S. 107),
wird Folgen des veröffentlicht:

Nach § 5 Abs. 3 Satz 3, § 6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 5 Satz 5 und § 9 Abs. 1 Satz 2 
in Verbindung mit § 5 Abs. 3 Satz 3 
HessAbgG hat das Hessische Statistische
Landesamt dem Präsidenten des Land-
tags die prozentuale Ver änderung der
nach § 5 Abs. 3 Satz 2 HessAbgG ermit-
telten Einkommens entwicklung in Hes-
sen sowie die durchschnittliche Verände-
rungsrate des Verbraucherpreisindex des
abgelaufenen Jahres mitzuteilen. 

In der entsprechenden Mitteilung des
Landesamtes wird – wobei die Ver -
änderungen im Jahr 2015 gegenüber
2014 heranzuziehen sind – die Verände-
rungsrate der Einkommensentwicklung
mit 2,2 v.H. beziffert.

Gemessen am Verbraucherpreisindex
für Hessen betrug die durchschnittliche
Veränderungsrate des abgelaufenen Jah-
res 0,2 v.H.

Die Kostenpauschale der Abgeordne-
ten wird nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 
Satz 3 zum 1. Juli 2016 an die Preisent-
wicklung in Hessen angepasst. Die Ent-
schädigungen der Abgeordneten und

Leistungen werden nach § 5 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 2 Satz 3 so-
wie § 9 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 HessAbgG zum 1. Juli
2016 angepasst. Danach beträgt die Erhö-
hung 1 %.

Demnach betragen ab 1. Juli 2016

– die Grundentschädigung
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 HessAbgG) 7.583 €

– der steuerpflichtige Auszah-
lungsbetrag der Grundent-
schädigung
(§ 5 Abs. 2 Satz 2 HessAbgG)
sowie das Übergangsgeld
(§ 9 Abs. 1 Satz 1 HessAbgG) 7.562 €

– die steuerpflichtigen Auszah-
lungsbeträge der nicht versor-
gungsfähigen Amtszulagen
für den Präsidenten des Land-
tags und die Fraktionsvor-
sitzenden 3.781 €
sowie für die Vizepräsidentin-
nen und Vizepräsidenten 1.891 €
(§ 5 Abs. 2 Satz 3 HessAbgG).

– die Kostenpauschale
(§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 2 
HessAbgG) 587 €.

Darüber hinaus hat eine Erhöhung fi-
nanzielle Auswirkungen, soweit die Be-
rechnung von Versorgungsleistungen
nach Bestimmungen des hessischen Ab-
geordnetenrechts an der Anpassung zu
bemessen ist.

*) Zu FFN 12-11

Veröffentlichung
des Präsidenten des Hessischen Landtags

über die Beträge der Entschädigungen der Abgeordneten und von Leistungen
nach dem Hessischen Abgeordnetengesetz zum 1. Juli 2016*

Vom 12. Juli 2016

Wiesbaden, den 12. Juli 2016

D e r  P r ä s i d e n t  d e s  H e s s i s c h e n  L a n d t a g s

K a r t m a n n
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